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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Bereits bei den Wahlen 2011 hatten sich die Bundesrätinnen und Bundesräte eine
gewisse Zurückhaltung auferlegt, was die Werbung für ihre Parteien bei
Wahlveranstaltungen anbelangt. In einem ab 1. Januar 2015 gültigen Aide-mémoire
wurde der Verhaltenskodex verschriftlicht. Festgehalten wurde dort auch, dass die
Mitarbeit in Parteiausschüssen zwar nicht verboten sei, diese aber im Sinne des
Bundesrates opportun sein müsse. Auch Reden an kantonalen Parteiveranstaltungen
vor kantonalen Wahlen seien auf eidgenössische Vorlagen zu beschränken. Dies gilt
allerdings nicht bei nationalen Parteiveranstaltungen. Allerdings wird auch dort eine
"gebührende Zurückhaltung" erwartet. Diese Forderungen waren im Vorfeld der
nationalen Wahlen 2015 vor allem für die BDP ein Problem, da die junge Partei vor allem
über ihre amtierende Magistratin, Eveline Widmer-Schlumpf wahrgenommen wird. Der
Begriff "gebührende Zurückhaltung" wurde freilich auch von den anderen Parteien
unterschiedlich ausgelegt. Vor allem Ueli Maurer zeigte sich ab und an eher als SVP-
Oppositionspolitiker denn als Angehöriger eines Kollegiums. Alle Bundesräte standen
zumindest bei Wahlanlässen ihrer Parteien auch als Motivatorinnen und Motivatoren im
Rampenlicht. 1

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.01.2015
MARC BÜHLMANN

Die personelle Zusammensetzung des Regierungsgremiums war schon lange Zeit nicht
mehr so konstant gewesen wie beim Bundesrat der Ausgabe 2011 bis 2015. Tatsächlich
hatte die letzte Mutation Ende 2011 stattgefunden, als Micheline Calmy-Rey (sp) ihren
Sitz für Alain Berset (sp) geräumt hatte. Ähnlich lange Phasen unveränderter
Zusammensetzung gab es in der Geschichte der Landesregierung nur sehr selten. Im
Schnitt kam es in den letzten rund 50 Jahren alle eineinhalb Jahre zu personellen
Veränderungen. Einiges sprach dafür, dass die Regierung auch nach den
Gesamterneuerungswahlen von 2015 nicht verändert werden würde. Zwar wurde vor
allem seitens der SVP immer wieder der Rücktritt von Finanzministerin Eveline Widmer-
Schlumpf (bdp) gefordert, weder die BDP-Bundesrätin noch ein anderes
Regierungsmitglied äusserte aber vor den Parlamentswahlen Rücktrittsgedanken. 
Erst zehn Tage nach den eidgenössischen Wahlen, die ein Erstarken von SVP und FDP
und deutliche Verluste für BDP, CVP und GLP brachten, reichte die Bündner
Magistratin ihre Demission ein. Das Wahlresultat sei zwar ein Faktor für ihren Rücktritt,
aber nicht der entscheidende. Sie sei auch nicht amtsmüde, wolle aber zugunsten ihrer
Familie kürzer treten, die wesentlich mehr unter den dauernden Attacken auf ihre
Person gelitten hätte als sie selber. Sie sei ob des Entscheides nicht erleichtert, aber
trotzdem davon überzeugt, mit ihrem Entschluss, welcher bei den
Gesamterneuerungswahlen gereift war, die richtige Entscheidung getroffen zu haben.
Auch für die Entwicklung der BDP, die in den Medien stets sehr stark mit ihrem Namen
in Verbindung gebracht werde, sei es besser, wenn sie zurücktrete. 
In den acht Jahren ihrer Amtszeit, die mit der Nicht-Bestätigung von Christoph Blocher
begonnen hatte, stand Eveline Widmer-Schlumpf zuerst drei Jahre dem EJPD und dann
dem EFD vor. Die Regierungszeit der BDP-Bundesrätin war geprägt durch stetige und
harte Attacken seitens der SVP, der sie ursprünglich als Regierungsrätin von
Graubünden vor der Abspaltung der BDP selber angehört hatte. In der Bevölkerung war
die Magistratin allerdings beliebt, wurde sie doch im Januar 2009 zur Schweizerin des
Jahres 2008 gekürt. Damit sei ihre Standhaftigkeit gegenüber der Hetzkampagne der
SVP belohnt worden. Die Volkspartei hatte sie aufgefordert, sofort zurückzutreten oder
die SVP Graubünden werde aus der Partei ausgeschlossen. Auch die deutliche
Bestätigung bei den Bundesratswahlen nach den Parlamentswahlen 2011 zeigte den
Rückhalt, den die Bündnerin auch in grossen Teilen des Parlaments hatte. In den
Medien wurde Widmer-Schlumpf als sehr dossiersicher, tüchtig und fachkompetent
beschrieben. Der Umstand, dass sie nie über eine Hausmacht im Parlament verfügt
habe und sich trotzdem acht Jahre habe halten können, zeige ihre Standhaftigkeit. Die
Rückzugsgefechte beim Bankgeheimnis und die Steuerkonflikte mit den USA bleiben mit
ihrem Namen behaftet. Die NZZ urteilte, dass Widmer-Schlumpf als Finanzministerin
mehr verändert habe, als viele ihrer Vorgänger zusammen. Laut der BZ werde sie als
Frau in die Geschichte eingehen, die das Bankgeheimnis beerdigte. Zudem weise ihre
Bilanz auch Makel auf. Vor allem die Reorganisation des Bundesamtes für Migration

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 28.10.2015
MARC BÜHLMANN

01.01.90 - 01.01.20 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



während den ersten Jahren im Justizdepartement sei auf viel Misskredit gestossen. Im
TA wurde die Bundesrätin gelobt, weil sie ohne Ideologie getan habe, was nötig gewesen
sei. Der Abgang erfolge zudem mit Würde; sie leiste damit der Schweiz einen Dienst und
vermeide schmutzige Spielchen bei den anstehenden Bestätigungswahlen. Auch Le
Temps lobte Eveline Widmer-Schlumpf als Frau mit Nerven aus Stahl, die mit ihrer
Dossiersicherheit unaufgeregt getan habe, was getan werden musste. Weil ihre Basis
immer mehr schwächelte – hingewiesen wurde etwa auch auf die geplatzte
Zusammenarbeit zwischen CVP und BDP – und die Bündnerin auf wechselnde
Koalitionen angewiesen gewesen sei, sei der Rücktritt aber letztlich gar nicht zu
verhindern gewesen. 
Bei der Verabschiedung der Magistratin im Rahmen der Bundesratswahlen Anfang
Dezember würdigte Nationalratspräsidentin Christa Markwalder (fdp, BE) den feinen
Humor von Eveline Widmer-Schlumpf und sprach ihr eine Schlüsselrolle bei der
Bewältigung der Finanz- und Wirtschaftskrise zu. Dass die Finanzen im Lot geblieben
seien, sei auch ihr Verdienst. Der langanhaltende Applaus und die stehende Ovation
wurde auch von den SVP-Ratsmitgliedern gespendet. Für Unmut sorgte allerdings Neo-
Nationalrat Roger Köppel (svp, ZH), der während der Würdigung an seinem Notebook
arbeitete. In ihrer Abschiedsrede hob die scheidende Magistratin den Mahnfinger und
wies darauf hin, dass der Weg der Schweiz darin bestehe, Minderheiten zu respektieren
und Kompromisse zu suchen. 2

Parlamentsorganisation

Ende November erschien das NZZ-Parlamentarierrating 2016 und bildete das erste
Jahr nach den Wahlen 2015 ab. Der Rechtsrutsch der Wahlen zeichnete sich im Rating
deutlich ab. Der Median der Positionen aller Parlamentarierinnen und Parlamentarier,
die aufgrund paarweiser Vergleiche des Abstimmungsverhaltens während  der vier
vergangenen Sessionen errechnet werden, rückte auf der Skala von -10 (absolut links)
bis + 10 (absolut rechts) von 0.8 (2015) auf 1.7. Gleich drei SVP-Fraktionsmitglieder
nahmen die rechte Extremposition (10) ein: Marcel Dettling (SZ), Erich Hess (BE) und,
wie bereits 2015, Pirmin Schwander (SZ). Lisa Mazzone (gp, GE) positionierte sich mit
einem Wert von -9.6 am linken Extrempol. 
Vom Rechtsrutsch habe – gemessen an der Anzahl gewonnener Abstimmungen im Rat –
vor allem die FDP, kaum aber die SVP profitiert, so die Studie. Bei den Parteien zeigten
sich insgesamt nur leichte Verschiebungen. So hatte sich die SVP noch einmal nach
rechts verschoben und nahm insgesamt den Wert 8.0 ein (2015: 7.7.). Jean-Pierre Grin
(VD) besetzte mit 6.3 die moderateste Position in der Volkspartei. Damit war er
dennoch ziemlich weit vom am meisten rechts stehenden FDP-Fraktionsmitglied
entfernt: Bruno Pezzatti (ZG) erreichte einen Wert von 3.4. Den linken Rand der FDP,
die sich im Vergleich zu 2015 nicht verändert hatte und fraktionsübergreifend konstant
bei 2.2 blieb, nahm erneut Christa Markwalder mit 1.4 ein. Damit war die Bernerin leicht
linker positioniert als Daniel Fässler (AI), der mit 1.9 den rechten Rand der CVP besetzte.
Den Gegenpol bei den Christlichdemokraten nahm Barbara Schmid-Federer (ZH) mit
-0.9 ein. Auch die CVP blieb im Vergleich zu 2015 konstant bei 0.6. Innerhalb des
Spektrums der CVP-EVP-Fraktion fand sich die BDP (0.9: Hans Grunder, BE bis -0.5:
Rosmarie Quadranti, ZH), die leicht nach links gerutscht war (0.2). Deutlich am linken
Rand der CVP-Fraktion positionierte sich die EVP mit Maja Ingold (ZH, -2.8) und
Marianne Streiff-Feller (BE, -3.1). Einen Linksrutsch verzeichnete auch die GLP, die sich
bei -2.7 positionierte und sich wie schon 2015 sehr geschlossen zeigte. Nur gerade 0.5
Skalenpunkte trennten Kathrin Bertschy (BE, -2.8) von Martin Bäumle (ZH, -2.3). Etwas
geschlossener als 2015 zeigte sich auch die SP, die fraktionsübergreifend bei -8.3 zu
liegen kam. Chantal Galladé (ZH, -6.6) fuhr dabei den sozialliberalsten Kurs. Gleich drei
Fraktionsmitglieder positionierten sich beim linken Extremwert der SP, bei  -9.1: Bea
Heim (SO), Susanne Leutenegger Oberholzer (BL) und Silvia Schenker (BS). Die Grünen
schliesslich positionierten sich insgesamt bei -9.0 und die Fraktionsmitglieder
überlappten sich stark mit der SP: Daniel Brélaz (VD, -7.9) zeigte sich dabei sogar noch
etwas rechter als die gesamte SP. 
Die Forschungsstelle Sotomo, welche das Rating durchführte, wertete auch 2016 den
Ständerat aus. Erneut zeigte sich eine geringere Polarisierung als in der grossen
Kammer. Zwar lagen auch in der kleinen Kammer die Extremwerte weit auseinander,
Lilian Maury Pasquier (sp, GE, -9.5) und Peter Föhn (svp, SZ, 9.8) fanden sich aber
ziemlich alleine auf weiter Flur. Alle anderen Ständeratsmitglieder befanden sich
zwischen -6.2 (Christian Levrat, sp, FR) und 7.3 (Hannes Germann, svp, SH). 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.11.2016
MARC BÜHLMANN
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Ranglisten haben etwas Eingängiges: Mit ihrer Hilfe lassen sich vermeintliche
Unterschiede fest- und darstellen. So versuchen öfters auch die Medien
Parlamentarierinnen und Parlamentarier einzuordnen und zu vergleichen. 2017
präsentierte die Sonntagszeitung ein Parlamentarierrating, mit welchem der Einfluss
aller Parlamentsmitglieder gemessen werden sollte, und die NZZ wartete mit ihrem
jährlichen Links-Rechts-Rating auf.
Der Einfluss wurde in der Sonntagszeitung anhand der Kommissionszugehörigkeit, der
in den Räten vorgebrachten Voten, der Anzahl erfolgreicher politischer Vorstösse, der
Ämter im Rat und in der Partei, der Medienpräsenz und dem ausserparlamentarischen
Beziehungsnetz gemessen. Zwar wies die Zeitung nicht aus, wie sie diese Elemente
miteinander verknüpfte und gewichtete, die Rangliste diente ihr aber als Grundlage für
immerhin drei ganze Zeitungsseiten. Laut den Berechnungen war SP-Parteipräsident
Christian Levrat (FR) in den Jahren 2015–2017 der einflussreichste Parlamentarier,
gefolgt von Pirmin Bischof (svp, SO) und Gerhard Pfister (cvp, ZG). Die «Flop 15» – so die
Sonntagszeitung – wurden angeführt von Géraldine Marchand-Balet (cvp, VS), Hermann
Hess (fdp, TG) und David Zuberbühler (svp, AR). Die Rangierungen verleiteten die
Zeitung zu weiteren Analysen: So sei der Einfluss der SVP und der FDP, gemessen am
Anteil Fraktionsangehöriger unter den Top 50, verglichen mit dem Rating 2014
gestiegen und der Einfluss des Kantons Zürich gesunken. Mit einem Vergleich der
Rangliste hinsichtlich Medienpräsenz und dem Gesamtrang konnte die Zeitung zudem
«die grössten Blender» ausmachen. Zwar häufig in den Medien, aber sonst nur wenig
einflussreich waren laut dieser Berechnung etwa Tim Guldimann (sp, ZH), Andreas
Glarner (svp, AG) oder Benoît Genecand (fdp, GE). Einzelne Regionalzeitungen
diskutierten in der Folge «ihre» kantonalen Vertreterinnen und Vertreter. Solche
Ratings seien nicht entscheidend, aber es fühle sich immer gut an, wenn man vorne sei,
beurteilte Christian Levrat die Auswertung.  

Wichtigste Erkenntnis der von der NZZ präsentierten Links-Rechts-Positionierung, die
seit 1999 jährlich auf der Basis von in den Räten durchgeführten Abstimmungen von der
Forschungsstelle Sotomo durchgeführt wird – auch in der NZZ wurde die Methode zur
Messung von Links und Rechts lediglich sehr kryptisch mit den Begriffen «D-Nominate»
und «Alpha-Nominate» angedeutet und dem Hinweis versehen, dass diese Methode für
den amerikanischen Kongress entwickelt worden seien und die ideologische Position
der Abgeordneten messe –, war die zunehmende Fraktionsdisziplin. Der Druck, auf
Fraktionslinie zu stimmen, habe dazu geführt, dass es kaum noch Überlappungen in der
ideologischen Positionierung zwischen den einzelnen Parteien gebe. Vor allem die CVP
– sie variiert auf der Gesamtskala von -10 (links) bis +10 (rechts) zwischen 0.2 (Gerhard
Pfister) und -1.7 (Barbara Schmid-Federer, ZH) – sei wesentlich geschlossener als
früher, als sie noch Fraktionsmitglieder gehabt habe, die sich am rechten Rand bei der
Position von (linken) FDP- und SVP-Mitgliedern befunden und am linken Rand die
«rechten Ausläufer der SP» berührt hätten. Die FDP-Mitglieder, die Positionen
zwischen 0.3 (Christa Markwalder, BE) und 2.4 (Bruno Pezzatti, ZG) einnahmen, sowie
die SVP-Mitglieder (Jean-Pierre Grin, VD: 6.1 bis Erich Hess, BE: 10.0) lagen ziemlich
weit auseinander. Der Median des gesamten Nationalrats verlief genau zwischen der
CVP und der FDP. Auf der Ratslinken gab es mehr ideologische Gemeinsamkeiten: Zwar
war die SP insgesamt etwas linker als die Grünen – die Werte variierten bei den
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten zwischen -8.2 (Chantal Galladé, ZH) und
-9.9 (Silvia Schenker, BS) und bei den Grünen zwischen -9.4 (Lisa Mazzone, GE) und -7.8
(Bastien Girod, ZH) –, aber die Durchmischung war wesentlich stärker als im Block der
Bürgerlichen. Die grösste Geschlossenheit wies die GLP auf, bei der sich Kathrin
Bertschy (BE) und Tiana Angelina Moser (ZH) mit einem Wert von -3.0 ideologisch nur
marginal von Martin Bäumle (ZH, -2.7) entfernt positionierten. Die BDP wies mehr
Varianz auf: Sowohl Rosmarie Quadranti (ZH, -1.6) als auch Hans Grunder (BE, -0.2)
fanden sich ideologisch leicht links der Mitte. Interessant war, dass sich die
Kleinstparteien am Rand ihrer Fraktionen ansiedelten. Sowohl die Lega und das MCG
bei der SVP-Fraktion, als auch die EVP bei der CVP-Fraktion wiesen im Rating
ideologische Differenzen zu ihrer Fraktion auf. 
Im Ständerat waren zwar die verschiedenen Parteien ebenfalls voneinander getrennt, es
kam aber zwischen CVP und FDP zu Überlappungen und die Gesamtvarianz der
Positionen in der kleinen Kammer war geringer. Sie reichte von Liliane Maury Pasquier
(sp, GE; -8.3) bis Peter Föhn (svp, SZ; 9.8), wobei sich Letzterer am rechten Rand
ziemlich alleine auf weiter Flur befand, gefolgt von Werner Hösli (svp, GL; 7.6). Bei der
FDP gesellten sich Fabio Abate (TI, -0.2) und vor allem Raphaël Comte (NE; -1.6) zum
Lager der CVP, das von -2.4 (Anne Seydoux-Christe, JU) bis 0 (Isidor Baumann, UR)
reichte. Am rechten Rand der FDP politisierte Philipp Müller (AG, 3.4) und lag damit
nahe bei Thomas Minder (SH, 4.8), der als Parteiloser der SVP-Fraktion angehört. Von
der SP sassen mit Pascale Bruderer (AG, -5.2) , Claude Janiak (BL, -5.5), Hans Stöckli

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2017
MARC BÜHLMANN
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(BE, -5.6) und Daniel Jositsch (ZH, -5.6) vier im Vergleich zum Nationalrat ziemlich
gemässigte Genossinnen und Genossen in der kleinen Kammer. 4

Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Die BDP trat zum ersten Mal zu einem nationalen Wahlkampf an. Die fünf Sitze im
Nationalrat und der Sitz im Ständerat, deren Verdoppelung als Ziel formuliert wurde,
waren vor der Abspaltung ursprünglich SVP-Sitze gewesen. Mit den Themen Finanzen
(gegen Steuerhinterziehung, Fiskalregeln für die Sozialversicherungen), Bildung
(Förderung der Naturwissenschaften) und Raumplanung (Reduktion des
Landverschleisses) wollte sich die BDP als neue Kraft etablieren. „Die neue Kraft“ wurde
denn auch zum Wahlkampfslogan erkoren. Da sich Eveline Widmer-Schlumpf, auch
aufgrund des bundesrätlichen Entscheides, dass sich Regierungsmitglieder nicht als
Wahlhelferinnen profilieren sollten, nicht als Wahlkampflokomotive zur Verfügung
stellte (siehe unten), musste der Kampagnenauftakt der BDP verschoben werden. Die
Bundesrätin blieb aber das wichtigste Aushängeschild der Partei und die Bestätigung
ihres Sitzes ein ständiges Thema im BDP-Wahlkampf. 5

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Landesverteidigung

Ausrüstung und Beschaffung

Der Abstimmungssonntag am 18. Mai 2014, wurde nicht nur Höhe-, sondern auch
Schlusspunkt eines langwierigen Seilziehens um die Gripen-Beschaffung bzw. den
Tiger-Teilersatz. Dieses grosse Rüstungsvorhaben hatte zahlreiche Hürden zu nehmen.
Die letzte davon - der Urnengang - wurde 2013 durch den Bundesrat selbst ermöglicht,
indem als Finanzierungsgrundlage ein Fondsgesetz vorgeschlagen wurde. Erst dieser
Kniff ermöglichte es, die Finanzierung und damit sehr unmittelbar auch die
Beschaffung selbst, dem fakultativen Referendum zu unterstellen. Mit der Ablehnung
des Gripen-Fondsgesetzes an der Urne wurde die aufsehenerregende
Kampfflugzeugbeschaffung erfolglos abgeschlossen.

Dass das Referendum ergriffen würde, war schon früh klar. Noch vor den
parlamentarischen Debatten Ende 2013 kündigte die Grüne Partei an, sie werde dieses
Geschäft zu verhindern suchen. Zwei Referendumskomitees hatten sich dann bereits
vor der letzten Beratung im Ständerat konstituiert, so dass einer
Unterschriftensammlung nichts mehr im Wege stand. Links-grün und die Grünliberale
Partei stellten sich je individuell an, die nötige Anzahl Unterschriften zu sammeln. Der
Erfolg liess nicht lange auf sich warten. Innert zwei Monaten und damit noch 2013, hatte
das Komitee um SP und GPS rund 80‘000 Unterschriften beisammen. Damit zeichnete
sich rasch ab, dass die Referendumsabstimmung bereits im Frühjahr 2014 abgehalten
werden konnte. Entsprechend früh erkannte auch der Verteidigungsminister den Ernst
der Lage und noch Ende 2013 stieg er in den Abstimmungskampf. Fortan standen sich
bürgerliche Gripen-Befürworter und Gripen-Gegner aus links-grünen Kreisen
gegenüber. Neu standen aber erstmals auch bürgerliche Politiker einer Armeevorlage
kritisch gegenüber: die GLP hatte sich nicht nur an der Unterschriftensammlung
beteiligt, sondern sie stellte sich fortan auch in einem Gegnerkomitee gegen die
Beschaffung der Gripen-Jets.

Erster Meilenstein war Mitte Januar 2014 die Einreichung der Unterschriften. Das links-
grüne Bündnis um SP, GPS und andere Organisationen konnte rund 100'000
Unterschriften für das Referendum zusammentragen, nur etwa 5'000 davon waren vom
grünliberalen Anti-Gripenkomitee beigesteuert worden. Da schon Mitte Mai abgestimmt
werden sollte, war die Einreichung der Unterschriften gleichzeitig der Startschuss für
den Abstimmungskampf. Sogleich wurde dieser befeuert, als es nicht nur darum ging,
ob sich die Herstellerfirma Saab an der Finanzierung der Ja-Kampagne beteiligen soll,
sondern ob dies überhaupt zulässig sei. Das Gegnerkomitee meldete sehr rasch seine
Ablehnung an. Aber auch Gripen-Befürworter standen einer finanziellen Beteiligung aus
Schweden kritisch gegenüber. Thomas Hurter (svp, SH) forderte, dass sich Saab gänzlich
aus der Abstimmungskampagne raushalte. 

Unangenehme Tage musste der Verteidigungsminister auch im Februar erleben:
Nachdem bereits der Prozess zum Typenentscheid durch verschiedene

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.05.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Nebenereignisse und Indiskretionen für negative Schlagzeilen gesorgt hatte, wurden
auch im neuen Jahr geheime (und brisante) Informationen publik. So hatte sich
Verteidigungsminister Ueli Maurer in mehreren Treffen mit dem Schwedischen
Botschafter Per Thöresson ausgetauscht. Dabei soll es nicht nur um gute Kontakte
gegangen sein, sondern ganz konkret um ein Engagement Schwedens im
Abstimmungskampf. Diese Informationen hatte ein Schwedischer Radiosender
veröffentlicht, der drei Berichte des Botschafters an das Aussen- und
Verteidigungsministerium Schwedens vorliegen hatte. Der Inhalt war insofern brisant,
als dass angeblich Bundesrat Maurer selbst um Unterstützung aus Schweden gebeten
haben soll. Zwar solle sich Schweden nicht direkt in den Abstimmungskampf
einmischen, jedoch durch verschiedene Anlässe in Schweden und der Schweiz eine
positive Stimmung erzeugen. Ein Beispiel wären Journalisten-Besuche in den
Saabwerken zu Informationszwecken. Maurer musste sich in der Folge erklären und
versuchte den Ball flach zu halten. Dass Gespräche geführt wurden konnte er nicht in
Abrede stellen, er wollte jedoch darin keine gemeinsame Kampagnenplanung sehen.
Dass er sich als Vorsteher des VBS an vorderster Front für den Gripen stark mache, sei
nicht mehr als opportun. Die Ungereimtheiten spielten den Gegnern dennoch in die
Hände und den Befürwortern wie auch dem Verteidigungsminister selbst blieb nichts
anderes übrig, als gebetsmühlenartig festzuhalten, dass der Gripen die richtige Lösung
für die Schweiz sei. Fast täglich wurde in den Zeitungen über den Gripen berichtet. 

Die Kampagnenleitung der Befürworter sollte von der CVP übernommen werden,
allerdings stellte sie sich nur zögerlich dafür zur Verfügung, denn scheinbar sah sich
Parteipräsident Darbellay mit zu wenig finanziellen Mitteln ausgestattet. Dass bis zu CHF
5 Mio. für die Befürworterkampagne aufgewendet werden sollten, liess man seitens des
Vereins für eine sichere Schweiz VSS, dem CVP-Nationalrat Jakob Büchler (SG) vorsteht,
unkommentiert. Auch diese Informationen stammten aus geheimen Berichten aus
Schweden. Beim VSS versuchte man derweil, sich von Schweden zu distanzieren. Das
Durchsickern dieser Informationen führte indes dazu, dass sich die CVP zurückzog und
nicht mehr als Kampagnenleiterin fungieren wollte. Ausschlaggebend waren unter
anderem auch verunglimpfende, persönliche Kommentare des Schwedischen
Botschafters gegen CVP-Exponenten. Im Engagement der CVP hätte man sich auf
Befürworterseite erhofft, dass Gripen-kritische Wähler in der politischen Mitte
abgeholt werden könnten. Daraus wurde nun vorerst nichts. Dass zudem die Sektion der
CVP-Frauen im Gegensatz zur Mutterpartei die Nein-Parole fasste, schien für die CVP
ebenfalls eine Hypothek darzustellen. Wer die Kampagnenleitung übernehmen sollte,
war in der Folge offen. Die CVP wollte die Volkspartei vorschicken, da es schliesslich ein
Dossier ihres Magistraten sei. Bei der SVP zeigte man sich jedoch bedeckt und
Parteipräsident Brunner (SG) stellte eine Einigung „in einigen Wochen“ in Aussicht, rund
drei Monate vor dem Abstimmungstermin, notabene.
Während auf politischer Ebene weiter gestritten wurde, führte Saab eine regelrechte
Promotionstour durch die Schweiz durch. Mitte Februar wurde an einem Anlass mit
Wirtschaftsvertretern über Kompensationsgeschäfte informiert, daneben sollte der
Gripen zu verschiedenen Gelegenheiten vorgeführt, beziehungsweise ausgestellt
werden, etwa an Ski-Weltcuprennen oder an der Mustermesse in Basel. Dies wurde den
Gripengegnern zu viel und Nationalrätin Chantal Galladé (sp, ZH) tat ihren Unmut
öffentlich kund. Dass mitunter Geld fliesse, sei in Abstimmungskämpfen normal, jedoch
sei die Omnipräsenz des Gripen-Herstellers Saab störend und eine „Einmischung aus
dem Ausland in diesem Masse bedenklich.“ Derweil und schneller als erwartet stellte
sich Ende Februar tatsächlich die SVP als neue Koordinatorin der Ja-Kampagne vor.
Angesichts des nahenden Abstimmungstermins sah sie sich in der Verantwortung. Man
habe keine Zeit mehr zu verlieren und wolle diese Abstimmung gewinnen, so SVP-
Präsident Brunner.

Etwas Aufwind erhielt der Gripen durch eine Flugzeugentführung im Raum Genf, als der
Schweiz vor Augen geführt wurde, weshalb eine intakte Luftabwehr nötig sein kann. Der
Co-Pilot einer Maschine der Ethiopian Airline hatte das eigene Flugzeug nach Genf
entführt, um in der Schweiz einen Asylantrag zu stellen – was jedoch erst nach dem
Vorfall bekannt wurde. Zuvor irrte die vollbesetzte Passagiermaschine, von zwei
Eurofighter-Jets der Italienischen Luftwaffe begleitet, über Italien, ehe sie über dem
Montblanc-Massiv von der Französischen Luftwaffe weiterbegleitet wurde und
schliesslich in Genf zur Landung gezwungen werden konnte. Dass die Schweizerische
Luftwaffe nur zu Bürozeiten operativ ist und nicht eingreifen konnte, sorgte im Ausland
für Erstaunen und in der Schweiz einerseits zur Forderung nach einem ausgebauten
Luftschirm, andererseits aber auch zu Spott und Häme. Später wurde auch die Krim-
Krise in der Ukraine als Argument für eine funktionierende Luftwaffe herangezogen.
Am 25. Februar präsentierte das Ja-Komitee seine Argumente für den
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Abstimmungskampf. „Sicherheit zuerst!“ sollte als Leitmotiv die Stimmbürgerschaft
mobilisieren. Sicherheit sei die Garantie für Frieden, Freiheit und Wohlstand, so Jakob
Büchler (cvp, SG). Ab März und damit rund zwei Monate vor dem Urnengang sorgte ein
allfälliger „Plan B“ für Irritation. Aus verschiedenen Kreisen wurde kolportiert,
Bundesrat Maurer arbeite für den Fall eines Volks-Neins an einer alternativen Gripen-
Beschaffung: er wolle Gripen-Jets mieten, leasen oder über das ordentliche
Armeebudget – und damit ohne Mitsprache der Stimmbevölkerung – beschaffen. Trotz
Dementi Maurers selbst, seines Sekretariats und auch der armasuisse, hielt sich das
Gerücht über einen allfälligen „Plan B“ hartnäckig in den Medien. 
Ebenfalls Mitte März lancierte das Gegnerkomitee seinen Abstimmungskampf und
setzte vor allem auf die Kostenfrage. Man wollte die Gripen-Beschaffung nicht zu einer
Armee-Grundsatzfrage machen und auch nicht sicherheitspolitische Argumente ins
Feld führen, da man sich daraus eher weniger Chancen versprach. Vielmehr erhoffte
man sich mit dem Slogan „Kampfjetmilliarden gegen Bildung, Verkehr oder AHV“ einen
Erfolg an der Urne. In der Zwischenzeit wurde der Tonfall im Abstimmungskampf
gehässiger. SVP-Patron Christoph Blocher hinterfragte die Finanzierung der
Gegnerkampagne, indem er den Verdacht äusserte, dass möglicherweise die beim
Typenentscheid unterlegenen Rüstungskonzerne (EADS und Dassault) Geld gegen den
Gripen einschiessen würden – dies, um bei einer Neu-Evaluation zum Zug kommen zu
können. Aus dem bürgerlichen Nein-Komitee wurde jedoch postwendend klargestellt,
man habe weder Kontakt mit anderen Rüstungsgesellschaften, noch Geld erhalten, so
etwa Beat Flach (glp, AG). Gar als absurd betitelte Chantal Galladé (sp, ZH) die Vorwürfe.

Kurz darauf bemühte sich der Sonntags Blick um einen ersten Trend in der Gripen-
Frage und stellte eine Ablehnung von über 60 Prozent fest. Trotz dieser erstmaligen
Stimmungsaufnahme zeigte sich der Verteidigungsminister gegenüber der Presse
betont gelassen und zuversichtlich. Dennoch legte er einen regelrechten Redemarathon
hin und trat von April bis zur Abstimmung im Mai an über 20 Veranstaltungen für den
Gripen auf.

Das bürgerliche Nein-Komitee wurde ab Anfang April aktiv. Man stehe für eine starke
Armee ein, sei jedoch gegen den Gripen, weil Geld und ein Konzept fehle - Argumente,
die bereits in den Parlamentsdebatten von Roland Fischer (glp, LU) vorgebracht worden
waren. In diesem Nein-Komitee waren auch die CVP-Frauen vertreten.
Über Alternativen zur Gripen-Beschaffung, also wiederum über einen „Plan B“, wurde
weiter berichtet, als sich im April auch der ehemalige Jetpilot und Nationalrat Thomas
Hurter (svp, SH), seines Zeichens Präsident der SiK-NR, über solche Pläne äusserte. Es
brauche einen „Plan B“ für den Fall, dass der Gripen an der Urne scheitern sollte. Seine
Vorstellung war die Beschaffung von zwölf Fliegern alle 15 Jahre. Eine Forderung, die
sogar von Parteikollegen kritisiert wurde. Hans Fehr (svp, ZH) gab etwa zu bedenken,
dass es ungeschickt sei, bereits vor der Abstimmung laut über Alternativen
nachzudenken. Alex Kuprecht (svp, SZ) bezeichnete die Aussage gar als „absoluten
Blödsinn“. Hurter rechtfertigte seine Idee mit dem Umstand, dass beim Urnengang
nicht für oder gegen neue Flieger, sondern nur für oder gegen die Art der Finanzierung
abgestimmt werde. Mit einer Alternativbeschaffung würde der Volkswillen – von der SVP
gemeinhin hochgehalten – also nicht umgangen. Ein erneuter Evaluationsprozess für
einen neuen Flugzeugtyp würde zudem viel zu lange dauern. Deswegen müsse man sich
für den Ersatz der Tiger-Flotte bereits zu diesem Zeitpunkt und auch unter
Berücksichtigung eines möglichen Volks-Neins Gedanken machen. 
Auch über weitere Alternativen zur Luftraumüberwachung wurde diskutiert, etwa über
den Kauf gebrauchter F/A 18 Jets der neueren Generation, die Beschaffung von Kampf-
Helikoptern, einen Ausbau der Boden-Luft-Fliegerabwehr (die ohnehin konkretisiert
werden sollte) oder über die Aufrüstung der alten Tiger Flotte. Anfang Juni wurde
bekannt, dass das VBS beabsichtige, israelische Drohnen beschaffen zu wollen. Immer
mehr wurde auch die Frage debattiert, wie die budgetierten Mittel verwendet werden
sollen, falls der Gripen an der Urne abgelehnt würde. Für Sicherheitspolitiker war klar,
dass dieses Geld der Armee gehöre, weil es über das ordentliche Armeebudget hätte
aufgebracht werden müssen. Linke Politiker hingegen sahen eine Chance, neu über die
Verteilung der ca. CHF 3 Mia. zu beraten. Ihrer Vorstellung nach sollte das Geld zu
Gunsten der Bildung, zur Sicherung der sozialen Sicherheit, des öffentlichen Verkehrs,
oder auch zu Gunsten der Entwicklungshilfe, die richtig eingesetzt friedensfördernd
wirke, eingesetzt werden. Dieser Punkt blieb freilich vorerst offen.
Als sehr unsicher musste der Erfolg der Gripen-Beschaffung ab Mitte April betrachtet
werden: Nachdem die oben genannte Sonntags Blick-Umfrage noch nicht zu Unruhe
bewogen hatte, tat dies die erste SRG-Trendumfrage des gfs.bern. Nur 42 Prozent der
Befragten sprachen sich darin für den Gripenkauf aus, ein Ergebnis, das sich fast mit
der ersten Umfrage deckte. Freilich gaben die Demografen zu bedenken, dass die
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Unterschiede zwischen den Ja- und Nein-Anteilen zu gering seien, um sich bereits
festlegen zu können. Noch am selben Tag liess sich Bundesrat Maurer zitieren, er
glaube, dass sich die Stimmbevölkerung der sicherheitspolitischen Tragweite der
Gripen-Vorlage bewusst sei. Weiterhin gab sich der Verteidigungsminister kämpferisch.
Sein Engagement für den Gripen gipfelte jedoch zwischenzeitlich in einem Fiasko, als
Maurer in der Sendung „Rundschau“ des SRF zu einem Rundumschlag ausholte und kurz
sogar die Contenance verlor. Er enervierte sich derart über die Berichterstattung zum
Gripen-Kauf, dass er sich mit dem Moderator einen verbalen Schlagabtausch lieferte.
Die als einseitig kritisierte Sendung löste eine Rekordzahl an Beschwerden bei der
Ombudsstelle der SRG aus, die allerdings Ende Mai sämtlich abgewiesen wurden, da das
Sachgerechtigkeitsgebot nicht verletzt worden sei und das Publikum durchaus in der
Lage gewesen sei, sich eine eigene Meinung zum fraglichen Rundschau-Beitrag zu
bilden. Dennoch wurde auch die Sendung selbst kritisiert. So habe der ausgestrahlte
Bericht „die hohen Anforderungen an die Ausgewogenheit, welche im Vorfeld einer
Volksabstimmung verlangt werden, nicht erfüllt.“ Zudem wurde festgehalten, dass
einige der gestellten Fragen „manchmal unnötig provokativ waren“. 
Später und mit zunehmender Nähe zum Abstimmungstermin setzte der
Verteidigungsminister im Lichte des ungewissen Abstimmungsausgangs auf warnende
Worte und beschwor die Angst vor einem ungeschützten Luftraum, ja er bediente sich
gar erpresserischer Formulierungen. „Wenn man jetzt nicht Flieger bestellt, steht man
zehn Jahre später ohne Luftwaffe da“, mahnte Maurer. Dass die „F/A 18 im Krisenfall
nicht genügen“, doppelte auch Divisionär Bernhard Müller, stellvertretender
Kommandant der Luftwaffe, nach. Doch die Stimmbevölkerung zeigte sich in der
zweiten Welle der SRG Trendumfrage unbeeindruckt. Knapp zehn Tage vor der
Abstimmung schien der Gripen noch immer nicht abzuheben: mit 44 Prozent
Zustimmung war nach wie vor nur eine Minderheit der Befragten für die
Kampfjetbeschaffung. Zudem zeichnete sich ab, dass tatsächlich die Kostenfrage
entscheidendes Argument werden dürfte. Trotz der gemäss gfs.bern bereits weit
fortgeschrittenen Meinungsbildung machten sich beide Lager zu einer Schlussoffensive
auf. Die vier Parteipräsidenten Martin Landolt (bdp, GL), Christophe Darbellay (cvp, VS),
Philipp Müller (fdp, AG) und Toni Brunner (svp, SG) – diese Parteien hatten die Ja-Parole
ausgegeben – versammelten sich in der Folge in Bern zu einer Medienorientierung, um
nochmals ihre besten Argumente vorzutragen. Der hochkarätig besetzte Anlass wurde
kurzfristig anberaumt und zeigte die Nervosität der Parteispitzen offensichtlich. Vor
dem Bundeshaus gingen sie gemeinsam symbolisch auf einer Hebebühne „in die Luft“.
Ein unglücklicher Entscheid, wie sich später herausstellen sollte. Ihre von den
Stadtberner Behörden nicht bewilligte Aktion führte nämlich zu einer Anzeige.

Einziger Lichtblick für die Befürworter war die Erfahrung, dass das Stimmvolk kaum je
eine Armeevorlage versenkt hatte. Doch auch dieser wurde am Abstimmungstag
zerschlagen. 53,4 Prozent der Stimmenden (Stimmbeteiligung: 55,5 Prozent) lehnten
das Gripen-Fondsgesetz an der Urne ab, ein Erfolg für die linken Parteien, die
zusammen mit der GLP die Nein-Parole beschlossen hatten und eine herbe Niederlage
für Verteidigungsminister Maurer, der sich über Jahre für neue Kampfjets eingesetzt
hatte. Er hielt fest, dass es ein Votum gegen den Gripen sei, nicht gegen die Armee und
wiederholte, dass nun kein „Plan B“ aus der Schublade gezogen werde. Zunächst sei das
Resultat zu analysieren, erst dann wollte der Verteidigungsminister über neue Varianten
sprechen. Er gab jedoch auch zu bedenken, dass die Diskussion über neue Kampfflieger
bald wieder beginnen müsse, zumal auch die F/A 18 Flieger irgendwann ersetzt werden
müssten. Die Linken sahen sich dagegen in ihren Bemühungen gegen das teure
Rüstungsgeschäft bestätigt und auch aus dem bürgerlichen Gegnerlager hörte man
erleichterte Stimmen. Das Resultat zeige, dass auch viele liberale und bürgerliche
Wählerinnen und Wähler den Gripen-Kauf ablehnten, so Roland Fischer (glp, LU). In
seinen Augen hätten sich die zwei Gegnerkomitees gelohnt. Aus der SVP wurde
hingegen konsterniert verkündet, dass man „jetzt erst recht in die Landesverteidigung
investieren müsse“.
Im Nachgang an die Volksabstimmung beherrschten die Fragen um die Zukunft der
Armee und der Luftwaffe den politischen Diskurs, jedoch auch und wiederholt die
Frage, was mit den frei gewordenen „Gripen Milliarden“ nun geschehen soll. Ernüchtert
musste auch der Wirtschaftsstandort Schweiz den Volksentscheid hinnehmen. Rund
500 Verträge mit 125 Unternehmen und einem Volumen von rund CHF 400 Mio. hatte
Saab im Vorfeld der Abstimmung mit Schweizer Unternehmen unterzeichnet – Anlagen,
die nun ungewiss waren. Der Rüstungskonzern Ruag befürchtete, rund 200 Stellen
streichen zu müssen, unter anderem von Mitarbeitern, die bereits seit langem auch an
Gripen-Konfigurationen arbeiteten.

01.01.90 - 01.01.20 7ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abstimmung vom 18. Mai 2014

Beteiligung: 56,33%
Ja: 1 345 726 (46,6%) 
Nein: 1 542 761 (53,4%) 

Parolen: 
– Ja: SVP, CVP(3*), FDP, BDP, GLP; Economiesuisse, SGV, SOG, AUNS, Swissmem. 
– Nein: SP, GPS, GLP (1*); SGB, VPOD, GSoA.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Das Gripen-Nein veranlasste Bundesrat Maurer schliesslich auch dazu, die
Weiterentwicklung der Armee (WEA) zu vertagen und die Botschaft erst im Herbst zu
verabschieden. Das Reformprojekt wurde dadurch um mindestens drei Monate
verzögert. Mit der dadurch gewonnenen Zeit sollen, unter anderem, finanzielle Fragen
neu abgesteckt werden, die durch die abgelehnte Jet-Beschaffung aufkamen.
Entscheidend war dabei, ob das Armeebudget revidiert werden musste – ein zentrales
Element der WEA. 
Die allfällige Geld-Neuverteilung selbst wurde vom Verteidigungsminister
ausgeschlagen; er wollte die für den Jet-Kauf eingeplanten Mittel für andere
Rüstungsgeschäfte einsetzen und mit CHF 790 Mio. weniger als die Hälfte der
Bundeskasse zurückgeben. Dies führte zu Unstimmigkeiten innerhalb der
Landesregierung, da Finanzministerin Widmer-Schlumpf in einem Mitbericht bereits
Widerstand gegen dieses Ansinnen angekündigt hatte. Seitens der SP wurde eine ganz
neue Ausrichtung der Armee gefordert und die Gripen-Ablehnung als Chance dafür
betrachtet. Die Rückgabe der CHF 790 Mio. wurde indes von bürgerlichen Politikern
nicht goutiert. Ihrer Meinung nach „gehörte“ das Geld der Armee, gleich wie es
eingesetzt werden sollte. Es gebe „unzählige Möglichkeiten, dieses Geld zu verwenden“,
so Jakob Büchler (cvp, SG), der das Thema in der SiK-NR nochmals durchdiskutiert
wissen wollte. Im selben Zeitraum gab der Rüstungschef Ulrich Appenzeller seinen
Rücktritt bekannt, womit Ueli Maurer noch ein personelles Problem zu lösen hatte.
Appenzeller gab seinen Posten wegen „unterschiedlicher Auffassungen über die
Ausrichtung der Armasuisse und die Rolle des Rüstungschefs“ auf. 

In der Analyse der Abstimmung (Vox) wurden die ausschlaggebenden Argumente für die
Ablehnung des Gripen ermittelt. Vor allem die Gruppe der jüngeren Stimmenden und
Frauen sowie zahlreiche Mitte-Wählende und FDP-Anhänger waren gegen den
Flugzeug-Kauf. Ein Drittel der Befragten kritisierte die hohen Kosten dieses
Rüstungsgeschäfts und rund zehn Prozent gaben an, der Gripen sei nicht das richtige
Flugzeug für die Schweiz. Nochmals zehn Prozent sprachen sich dafür aus, dass erst die
Rolle der Ausgestaltung der Armee geklärt werden müsse, bevor ein solches
Rüstungsvorhaben umgesetzt werden könne. Ebenfalls knapp zehn Prozent lehnten den
Gripen wegen einer grundsätzlich ablehnenden Haltung zur Armee ab. Im unterlegenen
Ja-Lager wurden überwiegend sicherheitspolitische Argumente für den
Stimmentscheid vorgebracht. Die Politologen der Universität Zürich hielten zudem fest,
dass im Vergleich zu anderen Abstimmungen auffällig häufig die Kampagne und die
Informationspolitik der Gripen-Befürworter als Grund für ein Nein genannt wurden. So
seien auch das langwierige Auswahlverfahren, wie auch die zahlreichen
Ungereimtheiten und Indiskretionen über die gesamte Dauer aller Verfahren hinweg
ausschlaggebend für das Nein gewesen. 6

Infrastruktur und Lebensraum
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Raumplanung und Wohnungswesen

Wohnungsbau und -eigentum

Im März kam mit der Volksinitiative „Für ein steuerlich begünstigtes Bausparen“ ein
Anliegen der Schweizerischen Gesellschaft zur Förderung des Bausparens (SGFB) zur
Abstimmung. Die Initiative verlangte die fakultative Einführung von Steuerabzügen beim
erstmaligen Erwerb von Wohneigentum. Darüber hinaus sollen Abzüge für an der
Erstliegenschaft vorgenommene energiesparende Massnahmen getätigt werden
können. Die politischen Akteure zeigten sich im Vorfeld stark gespalten. Erstmals seit
1977 konnten sich die parlamentarischen Kammern für das Bausparanliegen des SGFB
und die im Juni zur Abstimmung stehende Bauspar-Vorlage des HEV (siehe unten) nicht
auf eine gemeinsame Abstimmungsempfehlung einigen. Der von der Einigungskonferenz
präsentierte Kompromissvorschlag war im Vorjahr in beiden Kammern gescheitert.
Während der Nationalrat beide Volksanliegen zur Annahme empfehlen wollte, hatten
der Stände- wie auch der Bundesrat in beiden Fällen auf Ablehnung plädiert. Im
Gegensatz zu den Linksparteien, die der Bauspar-Initiative des SGFB geschlossen
ablehnend gegenüber standen, zeigten sich die kantonalen Sektionen der bürgerlichen
Parteien gespalten. Obwohl deren Mutterparteien die Initiative allesamt zur Annahme
empfahlen, beschlossen verschiedenste kantonale Parteien ein Nein. Insbesondere
zersplittert zeigte sich, wie bereits bei der RPG-Revision, die CVP. Deren Vorstand
fasste die Ja-Parole äusserst knapp mit 15 zu 13 Stimmen bei zwei Enthaltungen. Die
Gespaltenheit reflektierte schliesslich in den insgesamt 12 abweichenden
Kantonalsektionen. Das Stimmvolk schickte die Vorlage bei einer Stimmbeteiligung von
45,0% und einem Nein-Anteil von 55,8% bachab. Noch klarer zeigte sich die Ablehnung
bei den Ständen mit lediglich 4 1/2 unterstützenden Kantonen. Der Kanton Basel-
Landschaft, welcher als einziger Kanton noch über die Möglichkeit des Bausparens
verfügt, entpuppte sich als einziger zustimmender Kanton der Deutschschweiz und
sogar er äusserte seine Unterstützung mit einem Ja-Anteil von 53% lediglich relativ
knapp. Als Gründe für dieses Ergebnis wurde die angespannte finanzielle Lage des
Baselbietes angeführt. Finanzministerin Widmer-Schlumpf (bdp) zeigte sich zufrieden
mit dem Entscheid, da nur ausgewählte Kreise von den zusätzlichen
Steuererleichterungen hätten profitieren können. Letzteres bestritt Hans Egloff, damals
Vorstandsmitglied des HEV. Man habe es jedoch verpasst, mit dem Argument von
zusätzlichen Bauaufträgen um die Gunst der KMU zu werben. Der HEV sah die Chancen
des eigenen, am 17.6. zur Abstimmung stehenden Bausparanliegens weiterhin intakt und
gab an, die festgestellten Mängel in der aufkommenden Kampagne korrigieren zu
wollen.

Abstimmung vom 11. März 2012

Beteiligung: 45,0%
Ja: 980'273 (44,2%) / 4 1/2 Stände
Nein: 1'237'825 (55,8%) / 16 5/2 Stände

Parolen: 
– Ja: FDP(4)*, CVP(12)*, SVP(1)*, BDP(2)*; SGV, SBV.
– Nein: SP, EVP, CSP, GPS, GLP; SGB, Travail.Suisse.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 7

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 11.03.2012
MARLÈNE GERBER

Parteien, Verbände und Interessengruppen
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Parteien

Grosse Parteien

Die geplante schrittweise Annäherung zwischen CVP und BDP war auch 2014 im
medialen Fokus, kam aber nicht voran. Nachdem man sich bereits 2013 gegen eine
Fusion ausgesprochen hatte, wurden im Februar 2014 auch Pläne für eine gemeinsame
Fraktion begraben. Während sich Neo-Fraktionspräsident Filippo Lombardi (cvp, TI) in
einem Interview für eine gemeinsame Fraktion aussprach, relativierte BDP-
Parteipräsident Martin Landolt (bdp, GL) diese Idee. In der Presse wurde gemutmasst,
dass eine interne Arbeitsgruppe aus BDP- und CVP- Vertretern (Christophe Darbellay,
Gerhard Pfister und Pirmin Bischof bei der CVP sowie Martin Landolt, Lorenz Hess und
Rosmarie Quadranti bei der BDP) Pläne für eine Union nach dem Vorbild der CDU-CSU
in Deutschland schmiede. Ziel sei vor allem die Verteidigung der jeweiligen
Bundesratssitze. Gemeinsam kämen die beiden Parteien auf 17,7% Wählerstärke, was
mindestens eine mathematische Legitimierung von zwei Sitzen in der Regierung
bedeuten würde. Die medialen Spekulationen wurden von den Parteienvertretern wenn
überhaupt nur sehr zurückhaltend interpretiert. Geplant sei eine Kooperation, nicht
mehr aber auch nicht weniger. Angestrebt würden vor allem flächendeckende
Listenverbindungen für die eidgenössischen Wahlen 2015. Die Basis der BDP, die
bereits einer mittlerweile nicht mehr spruchreifen Fusion sehr skeptisch gegenüber
stand, befürchtete auch in einer Union einen Identitätsverlust der noch jungen Partei.
Ende August informierte die Arbeitsgruppe die Öffentlichkeit, dass die Fraktionen von
CVP und BDP künftig unter dem Namen BDP-CVP-Union die Bundespolitik gemeinsam
gestalten wollten. Beschlossen sei aber noch nichts, weil zuerst die Kantonalsektionen
vertieft informiert werden müssten. Anfang Oktober wehte dem Plan dann aus eben
diesen Kantonen ein steifer Wind entgegen. Insbesondere die BDP Graubünden,
Heimatkanton der BDP-Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf, lehnte jede strukturelle
Verschmelzung kategorisch ab. Die Wählerschaft würde ein Zusammengehen mit der
katholischen CVP nicht goutieren. In anderen Kantonen war man ebenfalls vonseiten
der BDP nicht grundsätzlich gegen eine Zusammenarbeit, wollte aber nicht auf
Eigenständigkeit verzichten. Definitiv war die Absage dann Ende Oktober. Die Gründe
für das Nein – die in den letzten Jahren vorgenommene, beschwerliche Aufbauarbeit
einer neuen Partei, die mit einer Union obsolet würde, sowie die in einzelnen Kantonen
schwierige Zusammenarbeit – waren zwar nachvollziehbar. In der Presse, und hinter
vorgehaltener Hand auch in der CVP, wurde aber von einem Fehlentscheid der BDP
gesprochen. Die Unterstützung für Bundesrätin Widmer-Schlumpf werde durch den
BDP-Entscheid nicht grösser, liess sich Gerhard Pfister (cvp, ZG) zitieren. Die CVP
werde ihre Zusammenarbeit vermehrt wieder auf andere Parteien ausrichten. Es sei
eine historische Chance verpasst worden. Die BDP war demgegenüber bemüht, den Ball
flach zu halten. Die Kantonalsektionen hätten sich nicht nur zu einer Absage der Union,
sondern auch zu einer Stärkung der lösungsorientierten Mitte bekannt. Daran wolle man
weiterhin zusammen mit der CVP arbeiten. 8

ANDERES
DATUM: 31.10.2014
MARC BÜHLMANN

Konservative und Rechte Parteien

Die BDP feierte im Berichtjahr nach ihrer Gründung 2008 ihr vierjähriges Bestehen und
konnte bereits auf einige Erfolge zurückblicken. An der Delegiertenversammlung Ende
Januar in Ebnat Kappel feierte die Partei die erfolgreiche Wiederwahl ihrer Bundesrätin
Eveline Widmer-Schlumpf und deren Wahl zur Bundespräsidentin. Die zehn Sitze im
nationalen Parlament bedeuteten ein Ende der Zeiten des Spotts und Hohns, führte
Noch-Parteipräsident Hans Grunder (BE) aus. 9

PARTEICHRONIK
DATUM: 30.01.2012
MARC BÜHLMANN

Eine eigenständige Position nahm die BDP in der Finanzpolitik ein. Unterstützt von ihrer
Finanzministerin Eveline Widmer-Schlumpf, die allerdings mit ihrer offiziellen Politik
vor allem bei der Rechten aneckte, forderte die Partei ein Umdenken und eine aktives
Engagement für einen globalen Informationsaustausch. Die Schweiz könne nicht
dauernd warten, bis sie mit dem Rücken zur Wand stehe und dann reagieren müsse,
sondern sie solle die internationale Finanzpolitik aktiv mitgestalten. Gegen die geplante
Abgeltungssteuer äusserte sich die Partei skeptisch und hinsichtlich des
Bankgeheimnisses fordert die BDP mehr Transparenz. In einem an die Presse gespielten
vertraulichen Protokoll wurde deutlich, dass die BDP-Bundesrätin die Partei in diese
Richtung drängte, obwohl diese Politik vom Gesamtbundesrat nicht abgestützt war. In
der Presse wurde der BDP auch vorgeworfen, ihre Position nach dem Wind zu richten,
hätte sie doch vor nicht allzu langer Zeit noch das Bankgeheimnis verteidigt. Die auch

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.06.2013
MARC BÜHLMANN
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von der „Lex USA“ befeuerte Diskussion wurde als Möglichkeit einer weiteren
Annäherung an die CVP betrachtet, hatte sich die CVP doch bei besagter, allerding
letztlich abgelehnter Vorlage etwas überraschend der Haltung der BDP angeschlossen. 10

Nachdem BDP-Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf mit der Lex USA eine
empfindliche Niederlage einstecken musste, wählte BDP-Präsident Martin Landolt die
Strategie Angriff. In einem Interview in der Sonntagspresse betrieb er zwei Jahre vor
den Nationalratswahlen Wahlkampf, indem er seine Vorstellung einer idealen
Regierungszusammensetzung erörterte. Während der SVP und der FDP insgesamt drei
und der Linken zwei Sitze zustehen würden, müsse die Mitte mit zwei Sitzen – je ein
BDP und ein CVP-Mandat – vertreten sein. Die Freisinnigen würden derart ähnlich wie
die SVP politisieren, dass die Rechte nicht vier Sitze haben dürfe. Sukkurs erhielt
Landolt von der SP, die der FDP ebenfalls die Legitimation auf einen zweiten
Bundesratssitz absprach. 11

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.06.2013
MARC BÜHLMANN

Zwei Jahre vor den Nationalratswahlen 2015 stellte sich für die BDP langsam die Frage,
ob ihre Bundesrätin noch einmal antreten wird. Auf der einen Seite wäre Eveline
Widmer-Schlumpf als Lokomotive im Wahlkampf wichtig, wird doch die Partei nach wie
vor überwiegend mit der Bundesrätin identifiziert. Auf der anderen Seite wurde ein
möglicher Rücktritt aber auch als Chance betrachtet. Eine Partei könne freier
politisieren, wenn sie nicht in der Regierung vertreten sei. Freilich gab sich die
Parteileitung zu dieser Frage zugeknöpft. Die Entscheidung liege alleine bei Eveline
Widmer-Schlumpf selber. 12

PARTEICHRONIK
DATUM: 02.09.2013
MARC BÜHLMANN

Nach wie vor war die BDP-Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf eine wichtige
Klammer, mit welcher die Partei zusammengehalten wurde. Der BDP-Bundesratssitz
erwies sich allerdings auch 2014 weiterhin als Spielball der anderen Parteien. Während
die Linke immer wieder antönte, die BDP-Bundesrätin weiterhin zu unterstützen und
die CVP – zumindest bis zur endgültigen Absage einer Union mit der BDP – eine
amtierende Bundesrätin nicht abwählen will, machten sich die FDP und die SVP für
einen zweiten SVP-Sitz zulasten der BDP stark. Uneinheitlich war die Position der GLP,
die sich eher bedeckt gab. Ob Eveline Widmer-Schlumpf noch einmal antreten wird
oder nicht, blieb auch 2014 unklar. Wie eng die Partei nach wie vor mit ihrem
„Zugpferd“ verknüpft wahrgenommen wird, zeigt der Umstand, dass der Ausgang der
kantonalen Wahlen, aber auch die gescheiterte Union, von den Medien als Zeichen für
ein mehr oder weniger starkes Wackeln des Bundesratssitzes interpretiert wurden. Das
Schicksal der Partei sei unweigerlich mit ihrer Bundesrätin verknüpft. Das häufig
vorgebrachte Statement von Parteipräsident Landolt, man wolle sich von der eigenen
Bundesrätin emanzipieren, verhallte scheinbar ungehört. 13

ANDERES
DATUM: 31.03.2014
MARC BÜHLMANN

Die BDP-Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf beteiligte sich an der grossen Rochade
bei der neuen Departementsverteilung nach den Bundesratsersatzwahlen im Herbst des
Berichtsjahrs. Neu übernahm sie das Finanzdepartement. Die BDP will in den Wahlen
von 2011 vor allem auf ihre Bundesrätin als Wahlkampflokomotive setzen. Aus
Ressourcen- und Effizienzgründen will die Partei auf die Lancierung einer Initiative
verzichten. 14

WAHLEN
DATUM: 21.10.2014
MARC BÜHLMANN

2013 hatte die BDP bei ihren Parolenfassungen zu 100% mit der CVP übereingestimmt.
Dies war 2014 nicht mehr der Fall: Sowohl bei der Pädophileninitiative als auch bei der
Gastroinitiative fassten die beiden Parteien unterschiedliche Empfehlungen. 2014 lag
die BDP mit ihren Abstimmungsempfehlungen näher bei der FDP, mit der sie in elf von
zwölf Fällen übereinstimmte. Auch hier war es die Pädophileninitiative, bei der sich die
beiden Parteien nicht einig waren. Insgesamt war die BDP zusammen mit der GLP im
Berichtjahr die erfolgreichste Partei, nimmt man die Übereinstimmung zwischen Parole
und Abstimmungsresultat zum Massstab: Bei zehn der zwölf Vorlagen entsprach die
Empfehlung der BDP dem Abstimmungsresultat. 
In Thun lehnten die Delegierten der BDP Anfang Jahr sowohl die Mindestlohninitiative
(156 zu 2 Stimmen bei 4 Enthaltungen) als auch die Initiative gegen die
Abtreibungsfinanzierung (147 zu 2 Stimmen bei 1 Enthaltung) ab. Zudem empfahlen sie
die FABI-Vorlage mit 152 zu 10 Stimmen bei 4 Enthaltungen zur Annahme. Bereits im

ANDERES
DATUM: 31.12.2014
MARC BÜHLMANN
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August 2013 hatten die Delegierten die Masseneinwanderungsinitiative der SVP mit 110
zu 0 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) zur Ablehnung empfohlen. Mit 89 zu 30 Stimmen bei
9 Enthaltungen war die Parolenfassung zur Beschaffung des Gripen an der
Delegiertenversammlung Anfang April in Luzern etwas umstrittener. Etwas deutlicher
wurden die Pädophilie-Initiative (95 zu 20 Stimmen bei 10 Enthaltungen) und fast
einstimmig die Hausarztvorlage (122 zu 3 Stimmen) zur Annahme empfohlen. Ebenfalls
in Luzern entschieden sich die Delegierten mit 103 zu 4 Stimmen bei 13 Enthaltungen
für ein Nein zur Einheitskasseninitiative. Im August verwarfen die BDP-Delegierten in
Pully die Ecopopinitiative (92 zu 2 Stimmen bei 3 Enthaltungen) und die Initiative gegen
die Pauschalbesteuerung (92 zu 5 Stimmen bei 9 Enthaltungen). Eine parteiinterne
Auseinandersetzung gab es bei der Gastroinitiative, wo ein Nein der Bundesrätin
Eveline Widmer-Schlumpf, die bei einer Annahme des Begehrens Steuerausfälle von
mehreren Millionen Franken befürchtete, einem Ja von Mitinitiant Hans Grunder (BE)
gegenüberstand. Die Delegierten folgten letztlich mit 72 zu 25 Stimmen bei 4
Enthaltungen ihrer Bundesrätin. Das Nein zur Gold-Initiative wurde Mitte Oktober in
Reinach mit 113 zu 0 Stimmen bei 6 Enthaltungen gefasst. 15
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13.5.14; BZ, BaZ, NZZ, 19.5.14; BZ, 20.5.14; NZZ, 24.5.14; BaZ, LZ, 28.5.14; LZ, 30.5.14; NZZ, 6.6.14; BaZ, 7.6.14; Blick, 20.6.14;
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9) SGT, 30.1.12.
10) SoZ, 27.1. und 27.3.13; WW, 18.4.13 (Wind); NZZ, 6.5.13; Blick, 14.5.13; NZZ, 27.5. und 15.6.13.
11) SoZ, 23.6.13; AZ und BaZ, 24.6.13; NZZ, 25.6.13; BaZ, 26.6.13.
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15) www.bdp.ch; NZZ, 13.1., 7.4.14; SO, 19.10.14; NZZ, 20.10.14

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20 12


